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Gemeindetag sorgt sich um Ländlichen Raum
Strukturschwache Kommunen benötigen spezielle Förderung
Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg begrüßt das Versprechen der neuen Landesregierung, den Kommunen ein verlässlicher Partner sein zu wollen. Gerade beim Ausbau der Kleinkindbetreuung und den Überlegungen der Koalition zum Orientierungsplan seien nicht nur konstruktive Gespräche, sondern vielmehr konkrete Finanzierungszusagen notwendig. Erneut machte der Verband deutlich, dass der Betrag aus der geplanten Erhöhung der Grunderwerbsteuer bei Weitem nicht ausreiche, um den Ausbau der Betreuungsangebote für Kleinkinder zu finanzieren. 
Enttäuscht zeigte sich Präsident Roger Kehle von der Bewertung des Ländlichen Raumes durch die neue Landesregierung. Die Regionen, die zunehmend mit sinkenden Einwohnerzahlen zu kämpfen haben, lediglich als „magisches Dreieck von Landwirtschaft – Naturschutz – Tourismus“ zu sehen, überraschte den Präsidenten des baden-württembergischen Gemeindetages. Er appellierte an die Regierungskoalition, die Förderung dieser Städte und Gemeinden besonders intensiv anzugehen. Als Beispiele nannte Kehle die ärztliche Versorgung und die Breitbandversorgung. „Ein kontinuierlicher Einwohnerschwund in strukturschwachen Regionen und ein erhöhter Zuzug in die Großstädte kann nicht im Interesse einer baden-württembergischen Landesregierung sein.“
Die Schlichtung im Stuttgart 21-Verfahren sieht Kehle nicht als „Blaupause“ für andere Verfahren. Die Beteiligungsformen seien vielmehr so weiterzuentwickeln, dass ein Schlichtungsverfahren erst gar nicht notwendig werde. Die Bürger noch frühzeitiger in Entscheidungsprozesse einzubinden sei ein Ansatz, über den es sich lohne nachzudenken. Doch eines muss aus Sicht des baden-württembergischen Gemeindetages klar sein: Am Ende einer Diskussion und der Bürgerbeteiligung muss eine Entscheidung getroffen werden, die von Allen demokratisch respektiert werde.
Der Gemeindetag geht davon aus, dass die neue Landesregierung das Gespräch mit den Kommunalen Landesverbänden suchen wird, um die Auswirkungen der weitreichenden Überlegungen deutlich machen zu können.
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